
 
VergabeR-Info 04/2025 Leipzig, August 2025 
 
 

Rechtsprechung  

Kaufrecht findet auf Bauverträge keine analoge Anwendung Seite 1 

Bietergemeinschaft ist nicht automatisch unzulässig Seite 2 

Preisvorgabe von 10,9 Mio. Euro ist intransparent Seite 2 

Seminarangebote  

Sicherung des Honorars in der Krise des Bauherrn Seite 3 

Rechtssichere Gestaltung städtebaulicher Verträge Seite 3 

 

Rechtsprechung 
 
 
Vergabeverfahren: 

Kaufrecht findet auf Bauverträge keine analoge Anwendung 
EuGH, Urteil vom 05.06.2025, Rs. C-82/24 
 
Ein polnisches Abwasserunternehmen (A) 
schrieb die Erweiterung einer Kläranlage 
aus. Vertraglich war eine dreijährige Garan-
tiefrist ab Abnahme vorgesehen. Zudem 
enthielt der Vertrag einen Verweis auf das 
polnische Zivilgesetzbuch. Nach Fertigstel-
lung 2013 traten mehrfach Defekte auf. Der 
Auftragnehmer (B) verweigerte 2018 eine 
weitere Reparatur mit der Begründung, die 
Garantiefrist sei abgelaufen. A klagte. Nach 
polnischem Recht beginnt die Garantiefrist 
erneut ab dem ersten Mangel. Das zustän-
dige polnische Gericht legte dem EuGH die 
Frage vor, ob die analoge Anwendung der 
polnischen Kaufrechtsgarantie auf Bauver-
träge mit dem Gleichbehandlung- und 
Transparenzgebot vereinbar sei. 

Der EuGH bestätigte diese Zweifel. Ein blo-
ßer Verweis reiche nicht aus, um den Anfor-
derungen an Transparenz und Gleichbe-
handlung gerecht zu werden. Einem durch-
schnittlich sachkundigen Bieter wird unter 
Berücksichtigung der üblichen Sorgfalt nicht 
ausreichend klar gemacht, dass durch Inan-
spruchnahme der Garantie innerhalb der ur-
sprünglichen Frist eine neue Garantiefrist 
beginnt. Das polnische Gericht muss nun 
prüfen, ob B über die Verlängerung der Ga-
rantiefrist hinreichend informiert war. Denn 
an dem Unternehmen B ist eine polnische 
Firma beteiligt. Das Urteil macht deutlich, 
dass Verweise auf nationales Recht in 
Vergabeverträgen klar und verständlich for-
muliert sein müssen. 
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Nachprüfung: 

Bietergemeinschaft ist nicht automatisch unzulässig 
VK Berlin, Beschluss vom 23.05.2025, Az.: VK B 1-16/25 
 
Ein Auftraggeber schrieb europaweit die Or-
ganisation und Durchführung eigenständi-
ger Fahrten mit eigenen Niederflurgelenk-
bussen aus. Nach der Mitteilung, dass der 
Bieter (B) keinen Zuschlag erhält, rügte die-
ser eine kartellrechtswidrige Bildung der 
Bietergemeinschaft, die den Zuschlag be-
kommen sollte. B behauptete einen Verstoß 
gegen § 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB, allerdings 
ohne konkrete Tatsachen oder Indizien zu 
nennen, die die Behauptung stützen wür-
den. B gab lediglich eine rechtliche Ausfüh-
rung ab, dass jedes Mitglied den Auftrag 
auch allein ausführen könne. B stellte einen 
Nachprüfungsantrag.

Ohne Erfolg! Die Vergabekammer erteilte 
dem Nachprüfungsantrag jedoch eine klare 
Absage: Der Antrag wurde wegen fehlender 
Antragsbefugnis nicht zugelassen. Der B 
legt einen möglichen Vergaberechtverstoß 
nicht substantiiert dar. Nach ständiger 
Rechtsprechung kann die Bildung einer Bie-
tergemeinschaft und die Abgabe eines ge-
meinsamen Angebots wettbewerbswidrig 
sein, wenn sie den Wettbewerb verhindert, 
einschränkt oder verfälscht. Dabei wird je-
doch nicht automatisch unterstellt, dass 
eine Bietergemeinschaft unzulässig ist. Die 
Zulässigkeit ist nur bei Aufforderung durch 
den Auftraggeber darzulegen.

  
 
 
 
 
Nachprüfung: 

Preisvorgabe von 10,9 Mio. Euro ist intransparent 
VK Bund, Beschluss vom 16.05.2025, Az.: VK 1-32/25 (nicht bestandskräftig) 
 
Ein Auftraggeber (A) wollte Rahmenver-
träge zur Erstellung von Grundlagenmodel-
len im Verhandlungsverfahren vergeben. 
Zuschlagskriterium war die Nähe zum „Ziel-
preis“, ermittelt aus dem Median der Erstan-
gebote. Vor der finalen Angebotsrunde 
teilte der A den Bietern mit, der Zielpreis be-
trage „10,9 Mio. Euro“. Ein Bieter (B) bot 
10.903.925 Euro, vier andere Bieter jeweils 
10.900.000 Euro. Der Zuschlag sollte an 
diese vier gehen. B rügte die unklare Preis-
angabe und stellte einen Nachprüfungsan-
trag.

Mit Erfolg! Die Angabe „10,9 Mio. Euro“ war 
nicht eindeutig und verletzte das Transpa-
renzgebot nach § 97 Abs. 1 GWB. Gemäß 
§ 17 Abs. 13 VgV muss der Auftraggeber 
die Gleichbehandlung aller Bieter sicher-
stellen; dazu gehört auch die Pflicht zur 
Transparenz. Ein sorgfältiger Bieter durfte 
den Betrag als gerundet verstehen. Auch 
die Anpassung des Schätzwerts im Verga-
beverfahren auf 11 Mio. Euro stützte diese 
Annahme. Zielpreise müssen so präzise an-
gegeben werden, dass alle Bieter sie gleich 
verstehen. Gegen die Entscheidung wurde 
Rechtsmittel beim OLG Düsseldorf einge-
legt.

  
 
 
 
 
 
 
 
 



 SCHENDERLEIN 
 ⎯⎯⎯ RECHTSANWÄLTE ⎯⎯⎯ 

- 3 - 

 

Seminarangebote 
 

Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu allen Schwerpunktbereichen unserer juristischen 
Beratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de 
  
 

Sicherung des Honoraranspruchs in der Krise des Bauherrn 
Angebot einer Online-Schulung 

Architekten und Ingenieure stehen den an-
spruchssichernden Instrumenten, wie der 
Sicherungshypothek (§ 650e BGB) oder der 
Bürgschaft (§ 650f BGB) eher skeptisch ge-
genüber, will man es sich mit dem Bauherrn 
oder langjährigen Vertragspartner nicht ver-
scherzen. Was in Zeiten niedriger Bauzin-
sen und großer Nachfrage durchaus seine 
Berechtigung hatte, da sich am Horizont 
schon das Folgeprojekt abzeichnete, ver-
liert bei schwächelnder Baukonjunktur und 
stockender Projektabwicklung an Bedeu-
tung. Planer und Bauüberwacher müssen 
ihre Sicherungsrechte heute mehr denn je 
kennen und darauf vorbereitet sein, bei 
Zahlungsschwierigkeiten des Auftragge-
bers ihr Honorar zu schützen. Das gilt nicht 
nur für erbrachte Leistungen, sondern auch 

für die Vergütung für nicht erbrachte Leis-
tungen. Die Online-Schulung zeigt anhand 
praktischer Beispiele auf, unter welchen Vo-
raussetzungen und mit welcher Strategie 
die Anspruchssicherung effektiv durchge-
setzt werden kann. Zudem werden Details, 
wie z. B. die notwendige Informationsbe-
schaffung (Grundbuchamt, Handelsregister 
usw.) oder konkrete Formulierungsvor-
schläge, vorgestellt.  
 
Die Veranstaltung richtet sich vorrangig an 
Architekten und Ingenieure, aber auch an 
private und öffentliche Bauherren, Bauträ-
ger und Bauunternehmen. Weitere Informa-
tionen erhalten Sie unter: 
www.kanzlei-schenderlein.de

  

 

Rechtssichere Gestaltung städtebaulicher Verträge 
Angebot einer Online-Schulung 
  

Aufgrund zunehmender Finanzknappheit 
der öffentlichen Kassen gewinnen städte-
bauliche Verträge als Handlungsinstrument 
von Kommunen und Zweckverbänden zu-
sehends an Bedeutung. Sie eröffnen die 
Möglichkeit, etwa Fragen der Erschließung, 
der Bodenordnung sowie der Finanzierung 
und Abrechnung öffentlicher Einrichtungen 
und Anlagen „auf Augenhöhe“ konsensual 
und damit konfliktarm zu regeln. Ergeben 
sich allerdings Probleme bei der Umset-
zung oder erbringt ein Vorhabenträger 
seine Leistungen nicht ordnungsgemäß, ist 
guter Rat oft teuer. Das Seminar geht auf 
die typischen Fallstricke ein und zeigt an-

hand von Beispielen aus der täglichen Pra-
xis Gestaltungsmöglichkeiten zur Risikomi-
nimierung auf.  
Schwerpunkte des Seminars sind:  
• Aufbau und Inhalt von städtebaulichen 

Verträgen 
• Typische Vertragsklauseln, Kerninhalte 

und Grenzen 
• Städtebauliche Verträge und interkom-

munale Zusammenarbeit 
 

Das Seminar richtet sich an Bürgermeister, 
Geschäftsleiter von Zweckverbänden und 
leitende Angestellte in der öffentlichen Ver-
waltung. Weitere Informationen erhalten 
Sie unter: www.kanzlei-schenderlein.de
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Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Recht-
sprechung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen 
Sie bitte unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit 
ohne Angabe von Gründen hier formlos abbestellen. 
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